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Das Energieprogramm der Bundesregierung

Energiepolitik

Dieter Schmitt, Köln

Die Bundesregierung hat nach monatelangen 
Beratungen Anfang September das in der 

Regierungseri<lärung vom 18. Januar 1973 ange- 
l<ündigte energiepolitische Programm verabschie­
det. An den Beginn ihres Programms stellt sie 
einen Aufriß der Lage der Energiewirtschaft und 
ihrer zukünftigen Entwicklung. Die entscheidende 
Folge der energiewirtschaftlichen Entwicklung in 
der Bundesrepublik in den letzten 15 Jahren wird 
in dem tiefgreifenden Wandel der Versorgungs­
struktur, der weitgehenden Substitution von Stein­
kohle durch Mineralöl und der hierdurch bedingten 
wachsenden Importabhängigkeit gesehen, die im 
Jahre 1972 mehr als 55®/o betrug.

Alle bekannten Energieprognosen ’) weisen dem 
Mineralöl auch für die 80er Jahre eine überra­
gende Stellung für die Deckung des Energiebedarfs 
zu. Erdgas und Kernenergie werden zwar aller 
Voraussicht nach mit hohen Zuwachsraten mehr 
und mehr Bedeutung erlangen, jedoch selbst unter 
optimistischen Annahmen werden sie zusammen 
mit Braunkohle und Wasserkraft bis Mitte des 
kommenden Jahrzehnts kaum mehr als ein gutes 
Drittel des gesamten Energiebedarfs befriedigen. 
Der Absatz deutscher Steinkohle würde ohne 
energiepolitische Unterstützung so weit zurückge­
hen, daß sie zu diesem Zeitpunkt etwa die Bedeu­
tung der Braunkohle erhielte.

Risiken der Entwicklung

Eine solche Entwicklung ist nach Ansicht der Bun­
desregierung mit erheblichen Risiken behaftet. 
Diese werden vor allem In dem durchgreifenden 
Wandel gesehen, der gegenwärtig den Weitmine­
ralölmarkt kennzeichnet; Ein jahrelanger Käufer­

Dr. Dieter Schmitt, 33, Dipl.-Voll<sw., ist wis­
senschaftlicher Assistent am Energiewirt- 
schaftiichen institut der Universität Köln.

markt sei in einen Verkäufermarkt mit hieraus 
resultierenden Preisauftriebstendenzen umgeschla­
gen. Dabei drohe sich die Konzentration der Nach­
frage auf eine kleine Anzahl von Produktionsiän- 
dern durch zunehmende Importe der USA eher 
noch zu verstärken. Die Produktionspolitik dieser 
Länder sei nicht mit Sicherheit vorherbestimmbar.

Neben den Risiken im Mineralölbereich werden 
von der Bundesregierung jedoch auch Probleme 
für die Sicherstellung der Versorgung in den Ver­
zögerungen im Kraftwerksbau — hier Insbesondere 
bei der Nutzung der Kernenergie — sowie im Aus­
bau der sonstigen Energieumwandlungs- und 
Transportkapazitäten gesehen. Sie verstärken sich 
durch die für die Energiewirtschaft typischen langen 
Ausreifungszelten der Investitionen und die ge­
ringe Angebotselastizität im Nicht-Mineralölbereich.

Die Bundesregierung sieht sich deshalb aufgerufen, 
eine Energiepolitik zu realisieren, die ein auf die 
Bedürfnisse der Verbraucher in allen Teilräumen 
der Bundesrepublik ausgerichtetes ausreichendes 
Energieangebot mittel- und langfristig zu möglichst 
günstigen volkswirtschaftlichen Gesamtkosten 
sicherstellt und dabei gleichzeitig den Erfordernis­
sen des Umweltschutzes Rechnung trägt. Sie sieht 
die Notwendigkeit zu staatlichem energiepoliti­
schem Handeln unterstrichen durch die weltweit 
steigende Tendenz staatlicher Eingriffe in den 
Energiemarkt. Neben einer dringend zu intensivie­
renden Zusammenarbeit im Rahmen der Euro­
päischen Gemeinschaften setzt sich die Bundes­
regierung daher folgende konkrete Ziele;

Verminderung der Risiken im iVlineralölbereicii

Die Risiken im Mineralölbereich sollen vermindert 
werden durch die
1) Vgl. auch: Die Entwicklung des Energiebedarfs der BRD bis 
zum Jahre 1985. Gemeinschaftsprognose des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung, Berlin, des Energiewirtschaftlichen In­
stituts an der Universität Köln und des Rheinisch-Westfälischen 
Instituts für WlrtsChaftstorschung, Essen, Beriln-Köln-Essen, Ok­
tober 1973.
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□  Verstärkung der Kooperation mit Verbrauclier- 
und Produzentenländern,

□  privatwirtschaftliclie Neugruppierung der deut- 
sciien l\/1ineralölinteressen mit der VEBA AG als 
Kern,

□  Straffung der Zusammenarbeit der Geseilscfiaf- 
ten der DEIVIINEX und Fortfüfirung der finanziellen 
Hilfen für die Roliölbeschaffung, eventuell ergänzt 
durch Bürgschaften und Darlehen,

□  Ausweitung der für den Tankerbau zur Verfü­
gung gestellten Mittel auf die deutschen Töchter 
ausländischer Mineralölgesellschaften,

□  Erhöhung der Pflichtbevorratung der deutschen 
Mineralölwirtschaft von gegenwärtig 65 (Raffineure) 
und 45 (Importeure) auf 90 bzw. 70 Verbrauchstage 
bis zum 1. 1. 1975,

□  Anlage einer Bundesrohölreserve ebenfalls bis 
zu diesem Zeitpunkt in Höhe von 4 Mill. t.

Schneller Ausbau kostengünstiger Energieträger

Die Bundesregierung hält eine Verbreiterung des 
Energieangebotes durch den verstärkten Einsatz 
anderer kostengünstiger Energieträger für drin­
gend erwünscht. Sie ist daher bereit, die Bezüge 
auch weiterer Erdgasmengen -  soweit notwendig -  
durch die Gewährung von Bürgschaften zu unter­
stützen. Die Bundesregierung strebt dabei an, daß 
das Erdgaspotential im Energiebereich auch unter 
Umweltgesichtspunkten optimal genutzt wird, d. h. 
vor allem im Bereich der privaten Haushalte. Sollte 
die Formulierung: „Sie erwartet deshalb, daß der 
künftige Einsatz von Erdgas in Kraftwerken auf 
das technisch unerläßliche Ausmaß begrenzt. . .  
wird“ so zu verstehen sein, daß im Falle der Nicht­
erfüllung dieser Erwartung weitere Maßnahmen 
erfolgen, so stellt sich allerdings die Frage, ob so 
grundlegende wirtschaftspolitische Grundsätze, wie 
die Vertragsfreiheit, in Frage gestellt werden 
sollen.

Die Bundesregierung hält es für unabdingbar, die 
Kraftwerkskapazität ̂ ) und insbesondere diejenige 
auf der Basis der umweltfreundlichen und preis­
günstigen Kernenergie so zügig wie möglich aus­
zubauen. Sie sieht ihren Beitrag hierzu darin, die 
organisatorischen Voraussetzungen für eine 
sachgerechte und zügige Abwicklung der Geneh­
migungsverfahren zu schaffen, um weitere Ver­
zögerungen zu vermeiden. Die Sicherung der 
Uranversorgung will sie auch weiterhin durch Zu­
schüsse zur Uranprospektion, durch Risikobeteili­
gung und durch finanzielle Unterstützung von 
europäischen Anrelcherungsanlagen unterstützen.

2) Ähnliches gilt für sonstige Umwandlungskapazitäten. 
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Die Erschließung neuer Braunkohlelagerstätten 
hält die Bundesregierung für notwendig. Sie gibt 
allerdings hier — im Gegensatz zum Steinkohlen­
bergbau -  nicht zu erkennen, ob sie bereit ist, 
sofern notwendig, die unternehmerische initiative 
in diesem Bereich, und sei es lediglich durch ge­
wisse Erleichterungen, zu unterstützen.

Nutzung der deutschen Steinitolile

Die Nutzung der deutschen Steinkohle im gesamt­
wirtschaftlich angemessenen und energiewirtschaft­
lich notwendigen Rahmen nimmt den größten Teil 
des Maßnahmenkatalogs ein. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß eine entscheidende und nach­
haltige Verbesserung der Wettbewerbslage der 
deutschen Steinkohle auf absehbare Zeit nicht zu 
erwarten ist. Dennoch glaubt sie, aus sicherheits­
politischen Erwägungen auf einen erheblichen Bei­
trag der Steinkohle zur Energieversorgung der 
BRD nicht verzichten zu können. Die Bundesregie­
rung sieht andererseits für die Aufrechterhaltung 
der Steinkohlenförderung als Sicherheitsfaktor dort 
ihre Grenze, wo unvertretbar hohe volkswirtschaft­
liche Kosten entstehen würden. Die Maßnahmen 
gruppieren slch^ dementsprechend im Rahmen 
eines mittelfristigen Programms, das bis 1978 aus­
gelegt ist, um auf neue Entwicklungen flexibel 
reagieren zu können, um zwei Aspekte: Sicher­
stellung einer Absatzmenge bis 1978 in Höhe von 
rd. 83 Mill. t und Konsolidierung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus auf vermindertem Förder­
niveau.

Die angestrebte Absatzmenge soll insbesondere 
durch eine Abnahmeverpflichtung der Elektrizitäts­
wirtschaft sowie eine Fortführung der Kokskohle­
beihilfe (für Lieferungen an die deutsche Stahlindu­
strie sowie in der Gemeinschaft) erzielt werden. 
Dabei geht die Bundesregierung allerdings davon 
aus, daß die Stahlindustrie einen Teil der Preis­
differenz zwischen deutscher Kohle und Drittlands­
kohle selbst trägt.

Die Konsolidierung des Steinkohlebergbaus soll 
durch finanzielle Hilfen verschiedenster Art erleich­
tert werden. Hierzu zählen insbesondere Sozial­
hilfen, Übernahme von Schrumpfungslasten, Er­
höhung der Stillegungsprämie, Beihilfe zu den 
Aitlasten, Übernahme von Haldenkosten, Aufstok- 
kung des Plafonds für die Finanzierung von Ratio­
nalisierungsmaßnahmen und Übernahme von 
Stillegungsabschreibungen der Ruhrkohle AG. Die 
Bundesregierung geht hierbei davon aus, daß sich 
die Bergbauländer wie bisher an den Maßnahmen 
zugunsten des Steinkohlebergbaus im Verhältnis 
2 :1 beteiligen, einer Erwartung, die nach jüngsten 
Berichten aus NRW nicht als absolut sicher gelten 
kann.
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Neben den bisher aufgezeigten Maßnahmen'blei-' 
ben zwei Bereiche, auf die das Energieprograrrim' 
besonders eingeiit: Energieversorgung und Um-, 
weltschutz sowie Energieforschung. Um-Energie­
versorgung und Umweltschutz voil zu. erfüllen, sieht; 
die Bundesregierung einen Schwerpunkt ihrer Ak­
tivität in Zukunft in der Erarbeitung der Grund­
lagen für eine Standortvorsorge, um sowohl den 
Umwelterfordernissen wie den Erfordernissen einer 
sicheren Energieversorgung zu entsprechen. Beide 
Aspekte beherrschen auch — insbesondere im 
Kernenergiesektor -  die Aktivitäten der Bundes­
regierung im Forschungsbereich. Neue Verfahren 
der umweltfreundlichen Energiegewinnüng, -Um­
wandlung und des Energietransports sowie For­
schungen zur besseren Energienutzung sollen ver­
stärkt gefördert werden.

Große finanzielle Anstrengungen

Für dieses energiepolitische Programm wird die 
öffentliche Hand große finanzielle Anstrengungen 
unternehmen müssen. „Neben der Fortführung'der 
in der bisherigen mittelfristigen Finahzplanung be­
reits veranschlagten Maßnahmen vverden die Aus­
gaben des Bundes zur Finanzierung der in diesem 
Energieprogramm vorgesehenen Maßnahmen zu­
sätzliche Mittel in der Größenordnung von jährlich 
durchschnittlich etwa 600 Mio. DM erforderlich 
machen“ . Unter Einrechnung des auf die Bergbau­
länder entfallenden Anteils ergibt sich damit ein 
Gesamtvolumen (ohne die Mittel für die Kernfor­
schung) in Höhe von über 2 Mrd. DM pro Jahr.- 
Nicht berücksichtigt sind hierbei die von den 
Stromverbrauchern aufzubringenden i  Mittel In 
IHöhe von rd. 1 Mrd. DM pro Jahr sowie eventuelle 
firianzielle • Verpflichtungen der Bundesregierurig 
aus bedingten, noch,nicht konkretisierten Zusagen 
sowie der Inanspruchnahme in Aussicht gestellter 
Garantien und Bürgschaften.

Kritisciie Anmerkungen

Es ist der Bundesregierung sicherlich zuzustimmen; 
wenn sie insbesondere hinsichtlich der Mineralöl: 
V e r s o r g u n g  wachsende Risiken zu erkennen glaubt. 
Es ist nicht an der Tatsache vorbeizusehen, daß es 
für die Bundesrepublik — wie für fast alle Industrie­
nationen der westlichen Welt — zuinindest im kom­
menden Jahrzehnt keine Alternative zum Mineral- , 
öl gibt, das aller Voraussicht nach überwiegend 
aus jenen,Ländern bezogen werden muß, in deneri 
wir heute bestimmte Risiken der Versorgung zu 
erkennen glauben. . ‘ '

Abgesehen. davon, daß nach wie vor wenigstens 
bei einer Reihe der ölförderstaaten des arabischen 
Raumes zümindest bis zur Lösung des Nahostkon­
fliktes politisch motivierte Lieferünterbrechürigeh 
nicht auszuschließen sind, müssen wir uns vor

Augen führen, daß die Förderstaaten zür Zeit offen­
bar hervorragend abgestimmt agieren und aller 
Voraussicht nach ihre Marktmacht auch weiterhin 
ausnutzen werden, zürnindest solange keine ernst-; 
hafte" Marklgegenrhacht aufgebaüt wird. Auch ist 
eine Förderlimitierung nicht nur aus geologischen 
und außerökonomischen, sondern auch aus öko­
nomischen Gründen nicht mehr auszuschließen, 
seitdem sich in den Förderstaaten mehr und mehr 
die Erkenntnis durchsetzt, der größtmögliche Nut­
zen der in diesen Ländern vorhandenen Ölreser­
ven lasse sich durch eine Förderstreckung — trotz 
Zinsverlust -  realisieren. Zudem verstärkt sich die 
Ansicht, daß die Bezahlung der eigenen Boden­
schätze in ständig abwertungs- und inflationsbe­
drohter fremder Valuta und die Hortung dieser 
Beträge auf — ausländischen! — Banken einen 
zweifelhaften Wert darstelle und die Förderung 
wachsender ölmengen zu Einkünften führe, die 
zum Teil nicht mehr sinnvoll in den eigenen Län­
dern angelegt werden könnten, und daß die Zu­
rücknahme des Angebots bei starrer Nachfrage 
keine Eriöseihbüße.insgesarnt nach sich,zu ziehen 
brauche. ‘ ; ‘ ‘ ' ' ' '  ̂ /

Bescheidene Bemühungen '

Die Bundesregierung unterläßt es allerdings,'die 
ihrer Meinung nach für die BRD gegebenen Risiken 
klar darzulegen, und ihre energiepblitischen Maßr 
nahmen eindeutig erkennbar darauf auszurichten, 
diese Risiken zu reduzieren. Angesichts der oben 
angeführten Aspekte muten die Bemühungen der 
Bundesregierung, unsere Import-Energieversorgung 
sicherzustellen, vielmehr bescheiden an. Sicherlich 
ist die Bereitschaft zu begrüßen, die deutsche 
Mjneralölwirtschaft. zu unterstützen, die Koopera­
tion mit Verbraucheriändern wie Förderländern zu 
suchen, , eine gesetzliche Krisenvorsorge zu' tref­
fen®) und* eine gewisse Linderung, der Versor- 
gungsrisiken durch die EntwIcklung-von .Erdgas, 
Kernenergie .und; Braunkohle, und die Aufrechter­
haltung der deutschen Steinkohle über das wett­
bewerbsfähige Niveau hinaus zu erreichen. Allerr 
dings ist zu befürchten, daß hiervon keine 
eritscheidende Reduzierung der Versorgungsrisikeh 
in den kommenden Jahren erwartet werden kann. 
Es-macht‘etwas betroffen, feststellen zu müssen, 
daß’ sich z. B.'die'Entwicklung eines der zur Zeit 
interessäntesteri Kohlenwasserstoffgebiete außer­
halb des arabischen Raunies direkt vor ünserer 
Tür, der Nordsee, praktisch ohne deutsche Betei­
ligung vollzieht.’Wenn wir es wirklich ernst meinen 
Hiit der'Sicherstellung' ünserer Versorgung, hätte
.3)'Wir.müssen'uns- bei-.der Wertung dieser Maßnahmen darüber , 
im 'liiären sein, daß es sich hierbei um Eingriffe handelt, die 

■ einerseits so tiefgreifend sind, daß sie nur für den-Notstand  ̂
Anwendung finden dürfen, ohne deren, rechtzeitige Konzeption 
ab’er andererseits i schwere' - lahgandauernde Versorgungsi<risen 
nur unter Inkaufnahme noch größerer gesamtwirtschaftlicher 
Schäden überwunden werden können, als eventuell ohnehin zu 

, erwarten slndU'T’ “-..' ^  ^  .
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lann nicht hier ein ganz anderes — auch finan- 
:ielles — Engagement seitens der Bundesregierung 
srfoigen müssen?

Es wurde bereits, oben angedeutet, daß sich die 
=örderstaaten ihrer I\/!arl<tposition sehr wohl be­
wußt sind. Dies läßt befürchten, daß sie den l\/1ine- 
ralölpreis bis auf eine Höhe treiben, der den 
^rodul<tionskosten alternativer Energieträger, die 
n entsprechenden Mengen bereitgestellt werden 
könnten, gleichkommt''). Es gilt, die Produktion 
dieser Energieträger, ob ö l und Gas aus Nordsee 
oder Arktis, Teersande und Ölschiefer, kostengün­
stige Steinkohle und Kernenergie beschleunigt in 
Gang zu setzen, um eine echte Alternative aufzu­
bauen. Ein maßgeblicher Beitrag hierzu fehlt im 
Energieprogramm. Statt dessen wird wieder ein­
mal — wie so oft bei zukunftsweisenden Projek­
ten — der Rotstift des Finanzministers erkennbar, 
die Einordnung des Wünschenswerten in das 
„Machbare“. Dabei Ist m. E. völlig offen, ob der 
Wähler einem attraktiven, zukunftsgerichteten Ener­
gieprogramm sein Votum verweigert hätte.

Im übrigen sind neben dem öffentlichen Haushalt 
durchaus weitere Institutionen vorstellbar, über die 
eine finanzielle Unterstützung der Energiewirt­
schaft mit dem Ziel der Sicherung der Versorgung 
hätte abgewickelt werden können, z. B. die Bildung 
eines Fonds (oder Fondsvermögens), der Darlehen 
vergeben, Bürgschaften übernehmen, Garantien 
geben könnte. Dieser Fonds könnte gespeist wer­
den aus öffentlichen Anleihen, die mit staatlich 
verbürgter Verzinsung attraktiv auszustatten wären. 
Statt dessen muß die Bundesregierung unter Hin­
weis auf die angespannte Haushaltslage und die 
Zielsetzung, Steuererhöhungen zu vermeiden, einer­
seits Quasi-Steuern einführen und auf der anderen 
Seite auf bestimmte positiv zu bewertende Maß­
nahmen, wie die Anlage von Krisenvorräten, z. T. 
verzichten (statt ursprünglich. 10 nunmehr lediglich 
4 Mill. t Bundesrohölreserven)®).

Zweifel an der Zieierfüllung

Die vielen Absichtserklärungen, die dürftigen Aus­
führungsbestimmungen, bei denen sich wieder er­
weisen wird, daß der Teufel im Detail steckt, und 
die vagen Versprechungen lassen darüber hinaus 
befürchten, daß selbst die im Regierungsprogramm 
zum Ausdruck kommenden Zielvorstellungen nicht 
erfüllt werden können. Es ist hier leider nicht 
möglich, auf alle Einzeltatbestände einzugehen. 
Beispielhaft sei lediglich der Bereich des Stein­
kohlenbergbaus erwähnt. Es muß bereits heute
<) Vgl. hierzu die Ausführungen des OPEC-Generaisel<retärs 
Khene auf einer Veranstaltung der FriedrIch-Ebert-Stiftung Ende 
September dieses Jahres in Bonn.
5) Auch hier steit sich allerdings die Frage, ob nicht die Anlage 
zusätzlicher Vorräte durch die Mineraiölwirtschaft und die Über­
nahme der Kosten durch die öffentliche Hand vorzuziehen ge­
wesen wäre.

angezweifelt werden, ob die zwei wesentlichen 
Aspekte — Stabilisierung des Absatzes deutscher 
Steinkohle bis Ende der 70er Jahre auf rd. 83 Mill. t 
sowie Konsolidierung des deutschen Steinkohlen­
bergbaus -  trotz der bisher ins Auge gefaßten 
beträchtlichen finanziellen Hilfen erzielt werden 
können.

Relativ sicher erscheint der Absatz von 30 Mill. t 
Steinkohle an die deutsche Elektrizitätswirtschaft. 
Für deren Finanzierung in Höhe von rd. 1 Mrd. DM 
p. a. wird in jedem Falle der Stromverbraucher zur 
Kasse gebeten, ob über den Strompreis oder eine 
Ausgleichsabgabe. Jenseits einer Beurteilung die­
ser Maßnahme als Mittel zur Sicherung der Ver­
sorgung muß bedauert werden, daß eine von der 
Elektrizitätswirtschaft -  wenn auch offenbar nur 
bis 1976 — angebotene kooperative Lösung mit 
freiwilliger Verpflichtung zur gewünschten Kohlen­
abnahme nicht zum Zuge gekommen ist und wahr­
scheinlich eine . ordnungspolitisch bedenkliche 
Zwangsverordnung aus haushaltspolitischen Grün­
den präferenziert wird. Hierbei hätte durchaus von 
der Elektrizitätswirtschaft eine Selbstbeteiligung an 
den Mehrkosten ähnlich der der bisherigen Rege­
lung im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie er­
wartet werden können. Gespräche zwischen Elek­
trizitätswirtschaft und Ministerium sollen allerdings 
die endgültigen Modalitäten klären.

Dubiose Vorstellungen

Darüber hinaus müssen jedoch alle anderen Vor­
stellungen mehr oder weniger als dubios ange­
sehen werden. Die Absatzmöglichkeiten an die 
„übrigen Bereiche“ (außerhalb der Elektrizitäts­
wirtschaft wie Stahlindustrie und Export) dürften 
weit überschätzt sein. In der Stahlindustrie und 
im Export kann angesichts der gegenwärtigen 
— und wohl auch auf absehbare Zeit zu erwarten­
den -  Preisrelationen zwischen Importkohle und 
deutscher Steinkohle ebenfalls nicht davon aus­
gegangen werden, daß mit den vorgesehenen Mit­
teln die angepeilte Absatzmenge sichergesteilt 
werden kann. Eine weitere Belastung der Stahlin­
dustrie über eine drastische Erhöhung der Selbst­
beteiligung scheidet selbst nach Ansicht der Bun­
desregierung aus. Ein Export wird sich ohne 
Anpassung an Weltmarktkonditionen ebenfalls 
kaum realisieren lassen. ......

Damit ergeben sich als Alternativen lediglich: Eine 
Erhöhung der Mittel zugunsten einer Stabilisierung 
des Absatzes deutscher Steinkohle oder Aufgabe 
des angepeilten Absatzzieles mit dem Verzicht auf 
Belieferung verlustreicher Absatzmärkte. Ein Fest­
halten am Ziel eines Absatzes von 25 Mill. t/p. a. 
an die deutsche Stahlindustrie ohne Aufstockung 
der Mittel scheint nicht vorstellbar, da die Stahl­
industrie aufgrund der immensen Kostenbelastung
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einen Ausweg in der Verlagerung der Flüssigphase 
Ins Ausland oder einer Änderung der Produi<tions- 
struktur mit der Folge einer automatischen Redu­
zierung des Kohleeinsatzes suchen müßte ‘ ).

In diesem Zusammenhang ist immer wieder eine 
Freigabe der Kohleimporte gefordert worden. Hier­
zu sieht sich die Bundesregierung jedoch aus 
politischen Gründen angesichts der Notwendigi<eit 
einer Stillegung von fast einem Viertel der heutigen 
Förderlcapazität in der BRD bis Ende der 70er 
Jahre nicht in der Lage. Dieser Auffassung ist 
schwerlich entgegenzutreten. Dennoch scheint es 
notwendig, auf die Folgen dieser Poiitik hinzu­
weisen, nämlich die Tatsache, daß sich die Bundes­
republik der I\/1ögiichkeit begibt, mittels preisgün­
stiger Importkohie den Mineraiölmarkt zu entlasten 
und eine weitere Diversifizierung unserer Energie­
versorgung zu erreichen. Es wäre in diesem Zu­
sammenhang wert, einmal zu überdenken, ob nicht 
ein Kompromiß darin gefunden werden könnte, 
dem deutschen Steinkohlenbergbau eine weltweite 
Ausdehnung seiner Aktivitäten zu ermöglichen, und 
ob nicht damit ein entscheidender Beitrag zur 
Konsolidierung dieses Wirtschaftszweiges unter 
Nutzung des hier vorhandenen beträchtlichen Know- 
how erzielt werden könnte.

Was die sonstigen -  nicht unerheblichen -  finan­
ziellen Mittel zugunsten des deutschen Steinkohlen­
bergbaus anbelangt, d. h. jene, die der Konsoli­
dierung des Bergbaus dienen, so muß festgesteilt 
werden, daß diese nur zum Teil als Maßnahmen 
zur Sichersteilung der Energieversorgung ange­
sehen werden dürfen. Der überwiegende Teil 
jedenfalls dient sozialpolitischen Zwecken und ist 
in einem Energieprogramm, das sich eine Siche­
rung der Energieversorgung zum Ziel setzt, an sich 
fehl am Platze. Es liegt die Vermutung nahe, daß 
hier eine erhebliche Inanspruchnahme von Res­
sourcen erfolgt, die damit nicht Projekten zur 
Sichersteilung der Versorgung zufiießen können 
und den gesamten Aufwand für energiewirtschaft­
liche Zwecke künstlich aufblähen.

<) Die Probleme im Slalilbereich wiegen um so schwerer, als 
dieser Wirtschaftszweig In der Bundesrepublik im wesentlichen 
auf die zwei „Kohleländer“ konzentriert Ist, die ohnehin schon 
unter der Strukturkrise des Bergbaus leiden.

Ein weiterer Kritikpunkt gilt der Zielsetzung der 
Bundesregierung, Umweltschutz und ausreichende 
Energieversorgung voll zu erfüllen. Wird dies 
immer möglich sein, und hätte nicht besser ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen beiden Zielen 
angestrebt werden sollen?

Erkleckliche Beträge

Faßt man die insgesamt für den Energiebereich 
aufgewandten und vorgesehenen Mittel zusammen, 
so kommt man — insbesondere unter Hinzurech­
nung von Mitteln für die Kernforschung, die aller­
dings z. T. allgemeinen industriepolitischen Förde­
rungsmaßnahmen zugerechnet werden sollten — zu 
ganz erklecklichen Beträgen. Hinsichtlich der Ver­
teilung der Mittel liegt jedoch eine Diskrepanz 
zwischen der Bedeutung einzelner Energieträger 
für die Energieversorgung und Mittelaufwand vor. 
Dies zeigt sich besonders deutlich im Mineraiöl- 
bereich, in den voraussichtlich selbst unter Hinzu­
rechnung eines neuen DEMINEX-Programms nur 
rd. 1/6 der Mittel fließen wie in den deutschen 
Steinkohlenbergbau. Das Verhältnis beider Ener­
gieträger zur Deckung des Energiebedarfs der BRD 
in den 80er Jahren wird sich jedoch voraussichtlich 
genau umgekehrt verhalten.

Andererseits wird dieses Programm wahrscheinlich 
letztlich vor dem Hintergrund der gegenwärtig 
überhaupt gesehenen Möglichkeiten und natürlich 
auch als das Ergebnis eines politischen Abstim­
mungsprozesses interpretiert werden müssen.

Neben aller Kritik im einzelnen aber sucht die 
kritische Analyse nach einer Grundsatzerklärung 
der Bundesregierung, mit der diese ihr Vertrauen 
darüber zum Ausdruck gebracht hätte, auch die 
Lösung der anstehenden Probleme der Sicherung 
der Energieversorgung in der Bundesrepublik so­
weit wie möglich der Energiewirtschaft zu über­
lassen, sie dabei allerdings weitgehend zu unter­
stützen. Aus der Sicht der Bundesregierung als 
notwendig erachtete Korrekturen des Marktprozes­
ses, in ein ordnungspolitisches Bekenntnis einge­
bettet und begründet, gewännen damit eine andere 
Dimension.
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